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Erster Teil: Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Zweck der Prüfung 

(1) 1Der Studiengang bietet mit der Masterprüfung innerhalb von vier Semestern einen weiterführen-
den berufsqualifizierenden Hochschulabschluss. 2Die Anforderungen dieser Prüfung sichern den 
Standard der Ausbildung im Hinblick auf die Regelstudienzeit nach § 3 Absatz 1 sowie auf den 
Stand der Wissenschaft und die erhöhten Anforderungen der beruflichen Praxis. 

(2) Durch die Masterprüfung soll festgestellt werden, ob die Kandidatin oder der Kandidat die für die 
besonderen Ansprüche der Berufspraxis notwendigen gründlichen Fachkenntnisse erworben hat, 
die fachlichen Zusammenhänge überblickt und die Fähigkeit besitzt, selbstständig wissenschaft-
lich zu arbeiten, wissenschaftliche Erkenntnisse anzuwenden sowie deren Bedeutung für die Ge-
sellschaft und die berufliche Praxis zu erkennen. 

§ 2 Hochschulgrad 

1Auf Grund der bestandenen Masterprüfung wird der Hochschulgrad „Master of Arts“ (M.A.) verliehen. 
2Darüber stellt der Fachbereich Sozialwissenschaften eine Urkunde mit dem Datum des Zeugnisses (An-
lage 2a) sowie eine englischsprachige Übersetzung der Urkunde (Anlage 2b) aus. 

§ 3 Dauer und Umfang des Studiums 

(1) Die Studienzeit, in der das Studium abgeschlossen werden kann, beträgt vier Semester 
(Regelstudienzeit). 

(2) Das Lehrangebot ist so zu gestalten, dass die Masterprüfung einschließlich der Masterarbeit und 
deren Verteidigung in einem Kolloquium innerhalb der Regelstudienzeit abgeschlossen werden 
kann. 

(3) 1Der Umfang des Masterstudiums beträgt einschließlich der Masterarbeit und deren Verteidigung 
in einem Kolloquium 120 Leistungspunkte nach dem European Credit Transfer System (ECTS). 
2Von den 120 Leistungspunkten entfallen 30 auf die Masterarbeit und deren Verteidigung in ei-
nem Kolloquium (Anlage 1). 

§ 4 Prüfungsausschuss 

(1) 1Die der Studiendekanin oder dem Studiendekan obliegenden Aufgaben der Durchführung und 
Organisation von Prüfungen können von ihr oder ihm einem Prüfungsausschuss übertragen wer-
den. 2Der Prüfungsausschuss stellt die Durchführung der Prüfungen sicher. 3Er achtet darauf, dass 
die Bestimmungen des Niedersächsischen Hochschulgesetzes (NHG), der Grundordnung der Uni-
versität Osnabrück und dieser Prüfungsordnung eingehalten werden. 4Er berichtet dem Fachbe-
reich regelmäßig über die Entwicklung der Prüfungen und Studienzeiten; hierbei ist besonders auf 
die tatsächlichen Bearbeitungszeiten für die Masterarbeit, die Einhaltung der Regelstudienzeit und 
der Prüfungsfristen einzugehen und die Verteilung der Einzel- und Gesamtnoten darzustellen. 
5Der Bericht ist in geeigneter Weise durch die Hochschule offen zu legen. 6Der Prüfungsausschuss 
oder die von ihm beauftragte Stelle führt die Prüfungsakten. 

(2) 1Dem Prüfungsausschuss gehören fünf Mitglieder an, und zwar 

(a) drei Mitglieder der Hochschullehrergruppe, 
(b) ein Mitglied der Mitarbeitergruppe, das in der Lehre tätig ist, 
sowie 
(c) ein Mitglied der Studierendengruppe. 
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2Die Mitglieder des Prüfungsausschusses sowie ihre Vertretungen werden durch die jeweiligen 
Gruppenvertretungen im Fachbereichsrat gewählt. 3Die Amtszeit der Mitglieder zu (a) und (b) be-
trägt zwei Jahre, jene des Mitgliedes zu (c) ein Jahr. 4Wiederwahl ist zulässig. 5Das Mitglied zu (c) 
hat bei Entscheidungen zur Bewertung und Anrechnung von Prüfungsleistungen nur beratende 
Stimme. 

(3) 1Der Prüfungsausschuss wählt aus der Mitte seiner Mitglieder eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden und eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden. 
2Vorsitz und Stellvertretung müssen der Hochschullehrergruppe angehören. 

(4) 1Der Prüfungsausschuss fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men; Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 2Bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 3Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, 
wenn die Mehrheit seiner Mitglieder, darunter die oder der Vorsitzende und ein weiteres Mitglied 
der Hochschullehrergruppe, anwesend sind. 

(5) 1Der Prüfungsausschuss kann Befugnisse widerruflich auf die Vorsitzende oder den Vorsitzenden 
und die stellvertretende Vorsitzende oder den stellvertretenden Vorsitzenden übertragen. 2Die oder 
der Vorsitzende bereitet die Beschlüsse des Prüfungsausschusses vor und führt sie aus. 3Sie oder 
er berichtet dem Prüfungsausschuss laufend über diese Tätigkeit. 

(6) 1Die Sitzungen des Prüfungsausschusses sind nicht öffentlich. 2Die Mitglieder des 
Prüfungsausschusses und ihre Vertretungen unterliegen der Amtsverschwiegenheit. 3Sofern sie 
nicht im öffentlichen Dienst stehen, sind sie durch die Vorsitzende oder den Vorsitzenden zur 
Verschwiegenheit zu verpflichten. 

(7) Die Studiendekanin oder der Studiendekan sowie die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben 
das Recht, an der Abnahme mündlicher Prüfungen als Beobachterinnen oder Beobachter teilzu-
nehmen. 

§ 5 Prüfende, Beisitzerinnen oder Beisitzer 

(1) 1Der Prüfungsausschuss bestellt die Prüfenden und die Beisitzerinnen oder Beisitzer. 2Als Prü-
fende können Mitglieder und Angehörige der Universität Osnabrück oder einer anderen Hoch-
schule bestellt werden, die im betreffenden Prüfungsfach oder in einem Teilgebiet des Prüfungsfa-
ches zur selbstständigen Lehre berechtigt sind. 3Lehrkräfte für besondere Aufgaben sowie in der 
beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene Personen können im Rahmen ihres Lehrauftrages als 
Prüfende bestellt werden. 4Zu Prüfenden sowie zu Beisitzerinnen oder Beisitzern dürfen nur Per-
sonen bestellt werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung festzustellende oder eine 
gleichwertige Qualifikation besitzen. 

(2) 1Soweit die Prüfungsleistung Studien begleitend erbracht wird, wird bei Lehrpersonen, sofern sie 
nach Absatz 1 Sätze 2 bis 4 prüfungsbefugt sind, von einer besonderen Bestellung nach Absatz 1 
Satz 1 abgesehen. 2Wird die Veranstaltung von mehr Lehrpersonen durchgeführt als für die Ab-
nahme der Prüfung erforderlich sind, findet Absatz 1 Satz 1 Anwendung. 

(3) 1Studierende können, außer im Falle des Absatzes 2 Satz 1, für die Abnahme von Prüfungen Prü-
fende vorschlagen. 2Der Vorschlag begründet keinen Anspruch. 3Ihm soll aber entsprochen wer-
den, soweit dem nicht wichtige Gründe, insbesondere eine unzumutbare Belastung der Prüfenden, 
entgegenstehen. 4Kann der Vorschlag nicht berücksichtigt werden, so ist der Kandidatin oder dem 
Kandidaten Gelegenheit zu einem weiteren Vorschlag zu geben. 

(4) Der Prüfungsausschuss stellt sicher, dass den Studierenden die Namen der Prüfenden rechtzeitig 
bekannt gegeben werden. 

(5) Für die Prüfenden und Beisitzerinnen oder Beisitzer gilt § 4 Absatz 6 Sätze 2 und 3 entsprechend. 
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§ 6 Anrechnung von Studienzeiten und Prüfungsleistungen 

(1) Studienzeiten und Prüfungsleistungen aus dem gleichen Studiengang an einer Universität oder 
gleichgestellten Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland werden ohne Gleichwertigkeits-
feststellung angerechnet. 

(2) 1Studienzeiten und Prüfungsleistungen aus einem anderen Studiengang werden angerechnet, so-
weit die Gleichwertigkeit festgestellt ist. 2Die Gleichwertigkeit ist festzustellen, wenn Studienzei-
ten und Prüfungsleistungen in Inhalt, Umfang und in den Anforderungen denjenigen des Studien-
ganges, für den die Anrechnung beantragt wird, im Wesentlichen entsprechen. 3Dabei ist kein 
schematischer Vergleich, sondern eine Gesamtbetrachtung und Gesamtbewertung im Hinblick auf 
die Bedeutung der Leistungen für den Zweck der Prüfung nach § 1 vorzunehmen. 4Über die 
Gleichwertigkeit von Prüfungsleistungen, die an einer ausländischen Hochschule erbracht wurden, 
entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(3) Für Studienzeiten und Prüfungsleistungen aus staatlich anerkannten Fernstudien gelten die Ab-
sätze 1 und 2 entsprechend. 

(4) 1Werden Prüfungsleistungen angerechnet, werden die Noten – soweit die Notensysteme vergleich-
bar sind – übernommen und in die Berechnung der Gesamtnote einbezogen. 2Bei nicht vergleich-
baren Notensystemen wird der Vermerk „bestanden“ aufgenommen. 3Eine Kennzeichnung der 
Anrechnung im Zeugnis ist zulässig. 

(5) 1Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach den Absätzen 1 bis 3 besteht ein Rechtsanspruch auf 
Anrechnung. 2Über die Anrechnung entscheidet der Prüfungsausschuss auf Antrag der oder des 
Studierenden. 

§ 7 Aufbau der Masterprüfung 

Die Masterprüfung besteht aus studienbegleitenden Prüfungen, dem Erwerb von Studiennachweisen, der 
Masterarbeit und ihrer Verteidigung in einem Kolloquium (Anlage 1). 

§ 8 Formen studienbegleitender Prüfungsleistungen 

(1) 1Als studienbegleitende Prüfungsleistungen sind folgende Formen vorgesehen: 

• Referat mit schriftlicher Ausarbeitung (Absatz 2), 
• mündliche Prüfung (Absatz 3), 
• Hausarbeit (Absatz 4), 
• Klausur (Absatz 5). 

 2Weitere fachspezifische Prüfungsformen können in den Modulbeschreibungen des Studiengangs 
(Anlage 1) vorgesehen werden. 3Der Inhalt jeder studienbegleitenden Prüfung bezieht sich auf die 
Lehrveranstaltung, in deren Rahmen die Prüfung abgelegt wird. 4Ausnahmen hiervon sind in den 
Modulbeschreibungen (Anlage 1) ausgewiesen. 

(2) 1Ein Referat ist ein mündlicher Vortrag mit anschließender Diskussion innerhalb einer 
Lehrveranstaltung. 2Das Thema des Referats liegt innerhalb des Themengebiets der Lehrveranstal-
tung, es wird von der oder dem Lehrenden festgelegt oder mit ihr oder ihm abgesprochen. 3Die 
Vorbereitung des Referats umfasst in der Regel die eigenständige Recherche und Auswertung ein-
schlägiger Literatur und die Aufbereitung des Stoffs für Vortrag und Diskussion. 4Ein Referat 
kann in geeigneten Fällen auch als Gruppenarbeit vorbereitet und von allen Gruppenmitgliedern 
gehalten werden. 5Die schriftliche Ausarbeitung des Referats ist eine vertiefte Auseinandersetzung 
mit dem Thema in schriftlicher Form. 6Bei Gruppenarbeiten muss der Beitrag der einzelnen Ver-
fasserin oder des einzelnen Verfassers die an die Prüfung gestellten Anforderungen erfüllen sowie 
als individuelle Prüfungsleistung auf Grund der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder ande-
ren objektiven Kriterien deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein. 7Auf einem der schriftli-



6 

chen Ausarbeitung angehängten Beiblatt hat die Kandidatin oder der Kandidat schriftlich zu versi-
chern, dass sie oder er die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten 
Anteil der Arbeit – selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und 
Hilfsmittel benutzt hat. 

(3) 1In der mündlichen Prüfung soll die Kandidatin oder der Kandidat nachweisen, dass sie oder er die 
Zusammenhänge des Prüfungsgebietes kennt und spezielle Fragestellungen in diese Zusammen-
hänge einzuordnen vermag. 2Die mündliche Prüfung findet als Einzelprüfung oder als 
Gruppenprüfung von bis zu drei Studierenden statt. 3Die Dauer der Prüfung beträgt pro Kandida-
tin oder Kandidat 30 Minuten. 4Die mündliche Prüfung wird in der Regel von der oder dem Leh-
renden der Veranstaltung, in deren Rahmen die Prüfung stattfindet, und einer sachkundigen Bei-
sitzerin oder einem sachkundigen Beisitzer durchgeführt. 5Stellt der Prüfungsausschuss im Einzel-
fall fest, dass die durch die Bestellung zur sachkundigen Beisitzerin oder zum sachkundigen Bei-
sitzer bedingte Mehrbelastung der einzelnen Beisitzerin oder des einzelnen Beisitzers unter Be-
rücksichtigung ihrer oder seiner übrigen Dienstgeschäfte unzumutbar ist oder keine sachkundige 
Beisitzerin oder kein sachkundiger Beisitzer vorhanden ist, so kann er zulassen, dass für diesen 
Einzelfall die betreffende mündliche Prüfung nur von einer oder einem Prüfenden allein durchge-
führt wird. 6Der Beschluss ist dem Prüfling bei der Meldung zur Prüfung mitzuteilen. 7Die we-
sentlichen Gegenstände der Prüfung, die Bewertung der Prüfungsleistung und die tragenden Er-
wägungen der Bewertungsentscheidung sind in einem Protokoll festzuhalten. 8Es ist von der oder 
dem Prüfenden und gegebenenfalls von der Beisitzerin oder dem Beisitzer zu unterzeichnen. 

(4) 1Eine Hausarbeit ist die selbstständige Bearbeitung einer fachspezifischen Aufgabenstellung in 
schriftlicher Form. 2Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist Gelegenheit zu geben, für die Aufga-
benstellung Vorschläge zu machen. 3Eine Hausarbeit kann in geeigneten Fällen auch als Gruppen-
arbeit erstellt werden; die Eignung des Themas stellt die oder der Prüfende fest. 4Die Hausarbeit 
hat in der Regel einen Umfang von mindestens 10 und höchstens 15 Seiten bei einer 
Bearbeitungszeit von in der Regel 3 bis 4 Wochen. 5Sie ist in der Regel bis zum Ende des jeweili-
gen Semesters abzugeben. 6§ 12 Absatz 3 gilt entsprechend. 7Auf einem der Hausarbeit ange-
hängten Beiblatt hat die Kandidatin oder der Kandidat schriftlich zu versichern, dass sie oder er 
die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Anteil der Arbeit – 
selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel benutzt hat. 

(5) 1Eine Klausur ist eine unter Aufsicht anzufertigende Arbeit, in der vorgegebene Aufgaben allein 
und selbstständig nur mit den zugelassenen Hilfsmitteln innerhalb der vorgegebenen Zeit zu bear-
beiten sind. 2Die Bearbeitungszeit beträgt in der Regel 90 Minuten. 

(6) In welcher Form studienbegleitende Prüfungsleistungen erbracht werden können, legt die oder der 
Lehrende der jeweiligen Lehrveranstaltung fest. 

(7) Prüfungsleistungen können auf Antrag der Kandidatin oder des Kandidaten und in Absprache mit 
der oder dem Prüfenden in englischer Sprache erbracht werden. 

(8) Als Zulassung zu einer Prüfung gilt die Ausgabe bzw. Absprache eines Referats- oder 
Hausarbeitsthemas, die Anmeldung zu einer Klausur oder einer mündlichen Prüfung. 

(9) 1Nach Bestehen einer studienbegleitenden Prüfung wird ein entsprechender Nachweis ausgestellt. 
2Das Nichtbestehen einer Prüfung wird dem Prüfungsausschuss durch die Lehrende oder den Leh-
renden umgehend mitgeteilt. 

(10) 1Macht die Kandidatin oder der Kandidat glaubhaft, dass sie oder er wegen länger andauernder 
oder ständiger körperlicher Behinderung nicht in der Lage ist, Prüfungsleistungen ganz oder teil-
weise in der vorgeschriebenen Form abzulegen, ist ihr oder ihm durch den Prüfungsausschuss zu 
ermöglichen, die Prüfungsleistungen innerhalb einer verlängerten Bearbeitungszeit oder gleich-
wertige Prüfungsleistungen in einer anderen Form zu erbringen. 2Dazu kann die Vorlage eines 
ärztlichen Attests verlangt werden. 

(11) Die §§ 3, 4, 6 und 8 des Mutterschutzgesetzes sowie die Bestimmungen des Bundeserziehungs-
geldgesetzes sind zu beachten. 
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§ 9 Bewertung studienbegleitender Prüfungsleistungen 

(1) Studienbegleitende Prüfungen nach § 8 werden benotet; die Noten sind Bestandteil der Gesamt-
note der Masterprüfung. 

(2) 1Die einzelne Prüfungsleistung wird von der oder dem jeweiligen Prüfenden bewertet. 
2Schriftliche studienbegleitende Prüfungsleistungen werden in der Regel durch die Lehrperson 
bewertet, auf deren Lehrveranstaltung sich die Prüfungsleistung bezieht und sind in der Regel 
spätestens vier Wochen nach der jeweiligen Prüfungsleistung zu bewerten.3Die Bewertung und 
die sie tragenden Erwägungen sind der oder dem Studierenden mitzuteilen. 4Mündliche Prüfungen 
werden direkt im Anschluss an die Prüfung benotet. 5Sofern die Prüfung unter Anwesenheit einer 
Beisitzerin oder eines Beisitzers stattfindet, ist diese oder dieser vor Festsetzung der Note durch 
die Prüferin oder den Prüfer zu hören. 6Das Ergebnis der mündlichen Prüfungen ist der Kandidatin 
oder dem Kandidaten im Anschluss an die jeweilige Prüfung bekannt zu geben. 

(3) 1Für die Bewertung einzelner Prüfungsleistungen sind die Notenziffern 1 bis 5 zu verwenden, die 
von den jeweiligen Prüfenden zur Differenzierung um 0,3 herauf- oder herabgesetzt werden kön-
nen; dabei sind die Noten 0,7, 4,3, 4,7 und 5,3 ausgeschlossen. 2Die Noten sind in dieser Form zur 
Berechnung der Gesamtnote heranzuziehen. 3Folgende Einzelnoten sind zu verwenden: 

1 sehr gut = eine hervorragende Leistung, 
2 gut = eine Leistung, die erheblich über den durch-

schnittlichen Anforderungen liegt, 
3 befriedigend = eine Leistung, die durchschnittlichen Anforde-

rungen entspricht, 
4 ausreichend = eine Leistung, die trotz ihrer Mängel noch den 

Anforderungen genügt 
5 nicht bestanden = eine Leistung, die wegen erheblicher Mängel 

den Anforderungen nicht mehr genügt. 

(4) 1Eine Prüfung ist bestanden, wenn sie mit mindestens „ausreichend“ bewertet wird. 2Wird die Prü-
fungsleistung von zwei Prüfenden bewertet, ist die Prüfung bestanden, wenn beide die Leistung 
mit mindestens „ausreichend“ bewerten. 

(5) 1Soweit eine Prüfungsleistung aus mehreren Teilprüfungsleistungen besteht, errechnet sich die 
Note für die Prüfungsleistung aus dem (nach Leistungspunkten gewichteten) arithmetischen Mittel 
der von den Prüfenden festgesetzten Einzelnoten. 2Dabei werden alle Dezimalstellen außer den 
ersten beiden ohne Rundung gestrichen. 3Die Note lautet bei einem Wert   

bis einschließlich 1,50 = sehr gut = 1 
über 1,50 bis einschließlich 2,50 = gut = 2 
über 2,50 bis einschließlich 3,50 = befriedigend = 3 
über 3,50 bis einschließlich 4,00 = ausreichend = 4 
über4,00 = nicht ausreichend = 5 

(6) 1Bei der Ermittlung der Note einer Prüfungsleistung, die von mehreren Prüfenden bewertet wurde, 
errechnet sich die Note aus arithmetischen Mittel der von den Prüfenden festgesetzten Einzelno-
ten. 2Absatz 3 Satz 2 und 3 gilt entsprechend. 

(7) 1Die Prüfungsleistung ist bestanden, wenn sie mit 4,00 oder besser bewertet wurde. 2Wird die Prü-
fungsleistung von zwei Prüfenden bewertet, ist sie bestanden, wenn beide die Leistung mit 4,00 
oder besser bewerten. 3Die Begründung der Bewertungsentscheidung mit den sie tragenden Erwä-
gungen ist, soweit sie nicht zugleich mit der Bewertung erfolgt, auf Antrag der oder des Studieren-
den schriftlich mitzuteilen. 4Die Begründung ist mit der Prüfungsarbeit zu der Prüfungsakte zu 
nehmen.  

(8) 1Im Zeugnis dürfen für die Noten der einzelnen Prüfungsleistungen nur die Notenziffern 1 bis 4 
mit zwei Stellen hinter dem Komma verwendet werden, alle weiteren Stellen werden ohne Run-
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dung gestrichen. 2Die Noten können um den jeweiligen ECTS-Grade gemäß Absatz 9 ergänzt 
werden. 

(9) 1ECTS-Grades sind anhand des prozentualen Anteils der erfolgreichen Prüfungsteilnehmerinnen 
und Prüfungsteilnehmer wie folgt zu bestimmen: 

ECTS-Grade A die besten 10% 
ECTS-Grade B die nächsten 25% 
ECTS-Grade C die nächsten 30% 
ECTS-Grade D die nächsten 25% 
ECTS-Grade E die nächsten 10% 

 2Nicht erfolgreiche Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmer erhalten den Grade F = 
nicht bestanden.  

 3Damit tragfähige Aussagen über die prozentuale Verteilung möglich werden, soll die Vergleichs-
gruppe aus denjenigen Prüfungsteilnehmerinnen und Prüfungsteilnehmern bestehen, die die jewei-
lige Prüfung in den letzten sechs Semestern bestanden haben. 4So lange sich entsprechenden Da-
tenbanken noch im Aufbau befinden oder falls den oben angegebenen Prozentsätzen die tatsächli-
che Notenverteilung entgegensteht, bestimmt der Prüfungsausschuss ein geeignetes Verfahren zu 
Ermittlung der relativen Gesamtnoten. 

§ 10 Wiederholung von studienbegleitenden Prüfungen 

(1) 1Nicht bestandene Prüfungen können maximal zweimal wiederholt werden. 2§ 20 bleibt unberührt.  

(2) 1Wurde eine studienbegleitende Prüfung nicht bestanden, so kann diese frühestens nach sechs Wo-
chen und soll spätestens nach sechs Monaten wiederholt werden. 2§ 20 Absatz 1 Satz 1 bleibt 
unberührt. 

(3) 1Die oder der zuständige Dozierende entscheidet über die Form, in der eine nicht bestandene Prü-
fung wiederholt wird. 2Das endgültige Nichtbestehen führt bei Pflichtmodulen zum Ausschluss 
vom Studium, bei Wahlpflicht- und Wahlmodulen kann das Nichtbestehen durch ein erfolgreich 
absolviertes weiteres Wahlpflicht- oder Wahlmodul kompensiert werden. 

(4) Ein Freiversuch im Sinne des § 7 Absatz 3 Satz 4 Niedersächsisches Hochschulgesetz (NHG) ist 
im Rahmen von studienbegleitenden Prüfungen nicht vorgesehen. 

(5) In einem gleichen Studiengang an einer anderen Universität oder gleichgestellten Hochschule in 
der Bundesrepublik Deutschland erfolglos unternommene Versuche, eine Prüfungsleistung zu 
erbringen, werden auf die Wiederholungsmöglichkeiten nach Absatz 1 angerechnet. 

§ 11 Studiennachweise 

(1) 1Mit der nachgewiesenen aktiven Teilnahme an einer Lehrveranstaltung werden in der Regel vier 
Leistungspunkte erworben. 2Studiennachweise werden nicht benotet. 

(2) 1Zur Erlangung eines mit Leistungspunkten qualifizierten Studiennachweises ist eine Studienleis-
tung notwendig. 2Diese ist in Umfang und Anspruch geringer als die Prüfungsleistungen nach § 8 
Absatz 1 Satz 1. 3In Frage kommen Leistungsformen wie Protokoll, Seminarbericht, kleines Refe-
rat (ohne schriftliche Ausarbeitung) usw. 4Über die Form der Studienleistung entscheidet die oder 
der Lehrende. 5Im Übrigen gilt § 8 Absatz 9 Sätze 1 und 2.  
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§ 12 Versäumnis, Rücktritt, Täuschung und Ordnungsverstoß 

(1) Eine Prüfungsleistung gilt als mit „nicht bestanden“ bewertet, wenn die Kandidatin oder der 
Kandidat ohne triftige Gründe zu einem Prüfungstermin nicht erscheint oder nach Beginn der Prü-
fung ohne triftige Gründe von der Prüfung zurücktritt. 

(2) 1Die für den Rücktritt oder das Versäumnis geltend gemachten Gründe müssen dem Prüfungsaus-
schuss unverzüglich schriftlich angezeigt und glaubhaft gemacht werden. 2Werden die Gründe an-
erkannt, so wird ein neuer Termin, in der Regel am nächsten regulären Prüfungstermin, anbe-
raumt. 3Die bereits vorliegenden Prüfungsleistungen sind in diesem Falle anzurechnen. 4Bei 
Krankheit ist ein ärztliches Attest vorzulegen. 5Nach dem zweiten Attest in Folge oder bei begrün-
deten Zweifeln kann die Vorlage eines amtsärztlichen Attests verlangt werden. 

(3) 1Wird bei einer schriftlichen Prüfungsleistung der Abgabetermin ohne triftige Gründe nicht 
eingehalten, so gilt sie als mit „nicht bestanden“ bewertet. 2Absatz 2 gilt entsprechend. 3In Fällen, 
in denen der Abgabetermin aus triftigen Gründen nicht eingehalten werden kann, entscheidet der 
Prüfungsausschuss darüber, ob der Abgabetermin entsprechend hinausgeschoben werden kann. 
4Im Falle einer nachgewiesenen Erkrankung der Kandidatin oder des Kandidaten wird der Abga-
betermin nach Maßgabe des ärztlichen Attests hinausgeschoben. 5Absatz 2 Satz 5 gilt entspre-
chend. 

(4) 1Versucht die Kandidatin oder der Kandidat, das Ergebnis einer Prüfung durch Täuschung oder 
Benutzung nicht zugelassener Mittel zu beeinflussen, so gilt die betreffende Prüfung als mit „nicht 
bestanden“ bewertet. 2 Wer sich eines Verstoßes gegen die Ordnung der Prüfung schuldig gemacht 
hat, kann von der Fortsetzung der betreffenden Prüfungsleistung ausgeschlossen werden; in die-
sem Fall gilt die betreffende Prüfungsleistung als mit "nicht bestanden" bewertet. 3Die Entschei-
dungen nach den Sätzen 1 und 2 trifft der Prüfungsausschuss nach Anhörung der Kandidatin oder 
des Kandidaten. 4Bis zur Entscheidung des Prüfungsausschusses setzt die Kandidatin oder der 
Kandidat die Prüfung fort, es sei denn, dass nach der Entscheidung der Aufsicht führenden Person 
ein vorläufiger Ausschluss der Kandidatin oder des Kandidaten zur ordnungsgemäßen Weiterfüh-
rung der Prüfung unerlässlich ist. 

§ 13 Zeugnisse und Bescheinigungen 

(1) 1Über die bestandene Masterprüfung ist unverzüglich ein Zeugnis in deutscher und englischer 
Sprache auszustellen (Anlage 3a, 3c). 2Als Datum des Zeugnisses wird der Tag angegeben, an 
dem die letzte Prüfungsleistung erbracht wurde. 3Als Anlage zum Zeugnis wird eine Übersicht 
ausgestellt, die die studienbegleitenden Prüfungen und ihre Benotung ausweist (Anlagen 3b, 3d). 

(2) In einem zum Studiengang gehörigen „Diploma Supplement“ werden die speziellen Inhalte des 
Masterstudienprogramms in deutscher und in englischer Sprache näher erläutert (Anlagen 3e, 3f). 

(3) 1Ist die Masterprüfung nicht bestanden oder gilt sie als nicht bestanden, so erteilt die oder der 
Vorsitzende des Prüfungsausschusses hierüber einen schriftlichen Bescheid, der auch darüber 
Auskunft gibt, ob und ggf. in welchem Umfang und an welchem Termin oder innerhalb welcher 
Frist Prüfungen wiederholt werden können. 2Der Bescheid über eine endgültig nicht bestandene 
Masterprüfung ist mit einer Rechtsbehelfsbelehrung gemäß § 16 Absatz 1 Satz 1 zu versehen. 

(4) 1Beim Verlassen der Hochschule oder beim Wechsel des Studiengangs wird auf Antrag eine 
Bescheinigung über die erbrachten Prüfungs- und Studienleistungen und ihre Bewertung ausge-
stellt. 2Im Falle von Absatz 3 wird die Bescheinigung nach Satz 1 ohne Antrag ausgestellt. 3Sie 
weist zusätzlich die noch fehlenden Prüfungs- und Studienleistungen aus sowie ferner, dass die 
Masterprüfung nicht bestanden oder endgültig nicht bestanden ist. 
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§ 14 Ungültigkeit der Prüfung 

(1) Wurde bei einer Prüfung getäuscht und wird diese Tatsache erst nach der Aushändigung des 
Zeugnisses bekannt, so kann der Prüfungsausschuss nachträglich die Noten für diejenigen Prü-
fungsleistungen, bei deren Erbringung die Kandidatin oder der Kandidat getäuscht hat, entspre-
chend berichtigen und die Prüfung ganz oder teilweise für „nicht bestanden“ erklären. 

(2) 1Waren die Voraussetzungen für die Zulassung zu einer Prüfung nicht erfüllt, ohne dass die 
Kandidatin oder der Kandidat hierüber täuschen wollte, und wird diese Tatsache erst nach der 
Aushändigung des Zeugnisses bekannt, so wird dieser Mangel durch das Bestehen der Prüfung ge-
heilt. 2Wurde die Zulassung vorsätzlich zu Unrecht erwirkt, so entscheidet der Prüfungsausschuss 
unter Beachtung der gesetzlichen Bestimmungen über die Rücknahme rechtswidriger 
Verwaltungsakte. 

(3) Der Kandidatin oder dem Kandidaten ist vor einer Entscheidung Gelegenheit zur Erörterung der 
Angelegenheit mit dem Prüfungsausschuss zu geben. 

(4) 1Das unrichtige Prüfungszeugnis ist einzuziehen und durch ein richtiges Zeugnis oder eine 
Bescheinigung nach § 13 Absatz 4 zu ersetzen. 2Mit dem unrichtigen Prüfungszeugnis ist auch die 
entsprechende Urkunde einzuziehen, wenn die Prüfung auf Grund einer Täuschung für „nicht be-
standen“ erklärt wurde. 3Eine Entscheidung nach den Absätzen 1 und 2 Satz 2 ist nach einer Frist 
von fünf Jahren ab dem Datum des Prüfungszeugnisses ausgeschlossen. 

§ 15 Einsicht in die Prüfungsakte 

1Der Kandidatin oder dem Kandidaten wird auf Antrag Einsicht in ihre oder seine Prüfungsakte gewährt. 
2Der Antrag auf Einsicht in die Prüfungsakte ist spätestens innerhalb von sechs Monaten nach Aushändi-
gung des Prüfungszeugnisses oder des Bescheides über die nicht bestandene Prüfung beim Prüfungsaus-
schuss zu stellen. 3Dieser bestimmt Ort und Zeit der Einsichtnahme. 

§ 16 Einzelfallentscheidungen, Widerspruchsverfahren 

(1) 1Ablehnende Entscheidungen und andere belastende Verwaltungsakte, die nach dieser 
Prüfungsordnung getroffen werden, sind schriftlich zu begründen, mit einer Rechtsbehelfsbeleh-
rung zu versehen und nach § 41 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) bekannt zu geben. 
2Gegen diese Entscheidungen kann innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheides nach den 
§§ 68 ff. der Verwaltungsgerichtsordnung beim Prüfungsausschuss Widerspruch eingelegt wer-
den. 

(2) 1Über den Widerspruch entscheidet der Prüfungsausschuss. 2Soweit sich der Widerspruch gegen 
eine Bewertung einer oder eines Prüfenden richtet, entscheidet der Prüfungsausschuss nach Über-
prüfung gemäß Absatz 3. 

(3) 1Bringt die Kandidatin oder der Kandidat in ihrem oder seinem Widerspruch konkret und 
substantiiert Einwendungen gegen prüfungsspezifische Wertungen und fachliche Bewertungen ei-
ner oder eines Prüfenden vor, leitet die oder der Vorsitzende des Prüfungsausschusses den Wider-
spruch dieser oder diesem Prüfenden zur Überprüfung zu. 2Ändert die oder der Prüfende die Be-
wertung antragsgemäß, so hilft der Prüfungsausschuss dem Widerspruch ab. 3Andernfalls über-
prüft der Prüfungsausschuss die Entscheidung auf Grund der Stellungnahme der oder des Prüfen-
den insbesondere darauf, ob 

1. das Prüfungsverfahren nicht ordnungsgemäß durchgeführt worden ist, 
2. bei der Bewertung von einem falschen Sachverhalt ausgegangen worden ist, 
3. allgemeingültige Bewertungsgrundsätze nicht beachtet worden sind, 
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4. eine vertretbare und mit gewichtigen Argumenten folgerichtig begründete Lösung als falsch 
gewertet worden ist, oder 

5. sich die oder der Prüfende von sachfremden Erwägungen hat leiten lassen. 

 4Entsprechendes gilt, wenn sich der Widerspruch gegen die Bewertung durch mehrere Prüfende 
richtet. 

(4) 1Der Prüfungsausschuss kann für das Widerspruchsverfahren eine Gutachterin oder einen Gutach-
ter bestellen. 2Die Gutachterin oder der Gutachter muss die Qualifikation nach § 5 Absatz 1 
Sätze 2 bis 4 besitzen.  

(5) Richtet sich der Widerspruch gegen die Entscheidung des Prüfungsausschusses und hilft der 
Prüfungsausschuss dem Widerspruch nicht ab, entscheidet der Fachbereichsrat über den Wider-
spruch.  

(6) 1Über den Widerspruch soll in der Regel innerhalb eines Monats entschieden werden. 2Wird dem 
Widerspruch auch durch den Fachbereichsrat nicht abgeholfen, bescheidet die Dekanin oder der 
Dekan des Fachbereichs die Widerspruchsführerin oder den Widerspruchsführer. 

(7) Das Widerspruchsverfahren darf nicht zur Verschlechterung der Prüfungsnote führen.  

§ 17 Hochschulöffentliche Bekanntmachungen  

1Der Prüfungsausschuss kann beschließen, dass Entscheidungen und andere Maßnahmen, die nach dieser 
Prüfungsordnung getroffen werden, insbesondere die Zulassung zur Prüfung, Versagung der Zulassung, 
Meldefristen, Prüfungstermine und -zeiträume sowie Prüfungsergebnisse, hochschulöffentlich bekannt 
gemacht werden. 2Dabei sind datenschutzrechtliche Bestimmungen zu beachten. 

Zweiter Teil: Masterarbeit 

§ 18 Zulassung zur Masterarbeit 

(1) Zur Masterarbeit wird auf Antrag zugelassen, wer 

• ein ordnungsgemäßes Studium im Umfang von 70 Leistungspunkten nach Maßgabe der 
Prüfungsordnung und im Rahmen des tatsächlichen Lehrangebots nachweist, 

• die studienbegleitenden Prüfungen gemäß Anlage 1 bestanden hat und  
• in dem Semester, in dem sie oder er die Zulassung zur Masterarbeit beantragt, an der Universi-

tät Osnabrück für den Masterstudiengang „Social Sciences“ eingeschrieben ist. 

(2) Der Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit ist schriftlich beim Prüfungsausschuss zu stellen. 

(3) 1Dem Antrag auf Zulassung zur Masterarbeit sind beizufügen 

• eine Erklärung darüber, ob bereits eine Masterarbeit oder eine Abschlussprüfung in einem glei-
chen oder verwandten Studiengang an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule nicht 
bestanden wurde, 

• Vorschläge für Prüfende, 
• der Vorschlag für das Thema der Masterarbeit, 
• eine Immatrikulationsbescheinigung des Semesters, in dem die Anmeldung erfolgt, 
• ein tabellarischer Lebenslauf und 
• ein Lichtbild neueren Datums. 
2Ist es nicht möglich, Unterlagen in der vorgeschriebenen Weise beizufügen, kann der Prüfungs-
ausschuss gestatten, den Nachweis auf andere Art zu führen. 
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(4) Die Zulassung wird versagt, wenn 

• die Zulassungsvoraussetzungen nicht erfüllt sind oder 
• die Unterlagen unvollständig sind oder 
• die Masterprüfung oder die Masterarbeit oder eine Abschlussprüfung in einem gleichen oder 

verwandten Studiengang an einer Universität oder gleichgestellten Hochschule bereits endgül-
tig nicht bestanden ist. 

(5) Über die Zulassung entscheidet der Prüfungsausschuss. 

(6) Die Bekanntgabe der Zulassung einschließlich des Bearbeitungszeitraums für die Masterarbeit 
bzw. der Versagung der Zulassung erfolgt schriftlich nach § 41 Verwaltungsverfahrensgesetz 
(VwVfG). 

§ 19 Masterarbeit 

(1) 1Die Masterarbeit soll zeigen, dass die Kandidatin oder der Kandidat in der Lage ist, innerhalb ei-
ner vorgegebenen Frist ein Problem aus dem Gebiet der Sozialwissenschaften selbstständig mit 
geeigneten wissenschaftlichen Methoden zu bearbeiten. 2Thema und Aufgabenstellung der Mas-
terarbeit müssen dem Prüfungszweck (§ 1 Absatz 2) entsprechen. 3Das Thema muss so beschaffen 
sein, dass es in der vorgesehenen Zeit (Absatz 5) bearbeitet werden kann. 

(2) § 8 Absatz 7 gilt entsprechend. 

(3) 1Die Masterarbeit kann in Form einer Gruppenarbeit angefertigt werden. 2Der als Prüfungsleistung 
zu bewertende Beitrag der einzelnen Kandidatin oder des einzelnen Kandidaten muss auf Grund 
der Angabe von Abschnitten, Seitenzahlen oder anderer objektiver Kriterien als individuelle Prü-
fungsleistung deutlich abgrenzbar und für sich bewertbar sein und den Anforderungen nach Ab-
satz 1 entsprechen. 

(4) 1Das Thema wird von der oder dem Erstprüfenden nach Anhörung der Kandidatin oder des 
Kandidaten festgelegt. 2§ 8 Absatz 7 gilt entsprechend. 3Die Ausgabe des Themas erfolgt durch 
die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Prüfungsausschusses; der Zeitpunkt der Ausgabe ist 
aktenkundig zu machen. 

(5) 1Mit der Ausgabe des Themas werden für die Bewertung der Masterarbeit zwei Prüfende bestellt, 
darunter die oder der Erstprüfende gemäß Absatz 4 Satz 1. 2Eine oder einer der Prüfenden muss 
der Hochschullehrergruppe angehören oder habilitiert sein. 3Mindestens eine Prüferin oder ein 
Prüfer muss Mitglied des Fachbereichs Sozialwissenschaften sein. 4Während der Anfertigung der 
Arbeit wird die Kandidatin oder der Kandidat von der oder dem Erstprüfenden betreut. 

(6) 1Die Zeit von der Ausgabe des Themas bis zur Abgabe der Masterarbeit beträgt sechs Monate. 
2Das Thema kann nur einmal und nur innerhalb des ersten Drittels der Bearbeitungszeit nach 
Satz 1 zurückgegeben werden. 3Im Einzelfall kann der Prüfungsausschuss auf begründeten Antrag 
die Bearbeitungszeit ausnahmsweise bis zu einer Gesamtdauer von neun Monaten verlängern. 
4§ 12 Absatz 2 Sätze 4 und 5 und Absatz 3 Satz 4 bleiben unberührt. 

(7) Bei der Abgabe der Masterarbeit hat die Kandidatin oder der Kandidat schriftlich zu versichern, 
dass sie oder er die Arbeit – bei einer Gruppenarbeit den entsprechend gekennzeichneten Anteil 
der Arbeit – selbstständig verfasst und keine anderen als die angegebenen Quellen und Hilfsmittel 
benutzt hat. 

(8) Die Masterarbeit ist fristgemäß bei der oder dem Vorsitzenden des Prüfungsausschusses ab-
zugeben; der Abgabezeitpunkt ist aktenkundig zu machen. 

(9) 1Die Masterarbeit ist von den beiden Prüfenden in der Regel innerhalb von sechs Wochen zu 
begutachten. 2Die Arbeit wird gemäß § 9 Absatz 3 bewertet. 3Die Gutachten nennen die Bewer-
tung der Arbeit und die tragenden Gründe der Bewertung. 
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§ 20 Wiederholung der Masterarbeit 

(1) 1Die Masterarbeit kann, wenn sie mit „nicht bestanden“ bewertet wurde oder als mit „nicht bestan-
den“ bewertet gilt, einmal wiederholt werden; eine zweite Wiederholung ist ausgeschlossen. 2Eine 
Rückgabe des Themas nach § 20 Absatz 6 Satz 2 bei der Wiederholung der Masterarbeit ist nur 
zulässig, wenn von dieser Möglichkeit nicht schon bei der ersten Arbeit Gebrauch gemacht wor-
den ist. 

(2) 1Bei der Wiederholung der Masterarbeit wird das Thema der Masterarbeit in angemessener Frist in 
der Regel innerhalb von drei Monaten nach der Bewertung der ersten Arbeit, ausgegeben. 2Im Üb-
rigen gilt § 10 Absätze 3 und 5 entsprechend. 

§ 21 Gesamtergebnis der Masterprüfung 

(1) Die Masterprüfung ist bestanden, wenn 120 Leistungspunkte nachgewiesen und alle 
Prüfungsleistungen nach § 7 mit mindestens „ausreichend“ bewertet worden sind. 

(2) Die Durchschnittsnote der studienbegleitenden Prüfungen errechnet sich aus dem Durchschnitt der 
jeweils ungerundeten Noten dieser Leistungen. 

(3) 1Die Gesamtnote der Masterprüfung errechnet sich aus der ungerundeten Durchschnittsnote der 
studienbegleitenden Prüfungen, der Note der mündlichen Abschlussprüfung und dem ungerunde-
ten Durchschnitt der beiden Noten der Masterarbeit. 2Bei der Berechnung der Gesamtnote werden 
die Durchschnittsnote der studienbegleitenden Prüfungen mit dem Faktor 0,3, die Note der Vertei-
digung der Masterarbeit mit dem Faktor 0,2 und die Durchschnittsnote der Masterarbeit mit dem 
Faktor 0,5 gewichtet. 3§ 9 Absätze 3, 5 und 7 gelten entsprechend. 

(4) 1Bei einem Notendurchschnitt von 1,0 verleiht der Fachbereich der oder dem Studierenden das 
Prädikat „mit Auszeichnung bestanden“. 2Das Prädikat ist auf dem Zeugnis zu vermerken. 

(5) Das Zeugnis über die bestandene Masterprüfung weist neben der Gesamtnote auch die beiden 
Einzelnoten für die Masterarbeit, die Note der mündlichen Abschlussprüfung und die Durch-
schnittsnote aller studienbegleitenden Prüfungen aus (Anlage 3a, 3c). 

Dritter Teil: Schlussvorschriften 

§ 22 Übergangsvorschriften 

1Studierende, die sich im Wintersemester 2007/2008 im dritten oder in einem höheren Semester des Mas-
terstudiums befinden, werden nach der Prüfungsordnung in den bisher geltenden Fassungen geprüft. 2Sie 
können auf schriftlichen Antrag beim Prüfungsausschuss nach dieser Ordnung geprüft werden. 

§ 23 In-Kraft-Treten 

(1) Diese Prüfungsordnung tritt nach ihrer Genehmigung durch das Präsidium der Universität Osna-
brück und ihrer Veröffentlichung im Amtlichen Mitteilungsblatt der Universität Osnabrück mit 
Wirkung vom 01.10.2008 in Kraft. 

(2) Unbeschadet der in § 22 getroffenen Regelung tritt die bisher geltende „Prüfungsordnung für den 
Masterstudiengang Politikwissenschaft: Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft der Uni-
versität Osnabrück, Fachbereich Sozialwissenschaften“ i.d.F. d. Bek. vom 29.12.2006 (AMBl. 
Nr. 08/2006) mit In-Kraft-Treten dieser Prüfungsordnung außer Kraft. 
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Anlage 1 

1. Ordnungsgemäßer Studienverlauf 

Die Masterprüfung Politikwissenschaft (Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft) besteht 
aus den studienbegleitenden Prüfungen, der mündlichen Abschlussprüfung und der Masterar-
beit. Voraussetzung für die Anmeldung zur Masterarbeit ist der Nachweis von 70 der 120 Leis-
tungspunkte aus dem ordnungsgemäßen Masterstudium Politikwissenschaft. Von den insge-
samt 120 Leistungspunkten entfallen 

• 50 Punkte auf fünf Pflichtmodule (jeweils 10 Punkte in Politische Theorie, Zivilgesell-
schaft, Politische Steuerungsarenen, Politische Steuerungsformen, Politischer Wandel), 

• 8 Punkte auf vier Veranstaltungen des Professionalisierungsbereichs (diese werden 
nicht auf die Endnote angerechnet) 

• 20 Punkte auf Veranstaltungen des Wahlbereichs (diese werden nicht auf die Endnote 
angerechnet), 

• 12 Punkte auf das Forschungsseminar und 
• 30 Punkte auf die Masterarbeit inklusive ihrer Verteidigung in einem Kolloquium 
 

2. Studienbegleitende Prüfungen 

Im Verlauf des Masterstudiums sind im Rahmen des tatsächlichen Lehrangebots für den 
Masterstudiengang Social Sciences acht studienbegleitende Prüfungen abzulegen und sieben 
Studiennachweise zu erbringen. 

Die studienbegleitenden Prüfungen sind in folgenden Bereichen abzulegen: 

• Politische Theorie  
• Zivilgesellschaft  
• Politische Steuerungsarenen  
• Politische Steuerungsformen  
• Politischer Wandel  
• Forschungsseminar 
 Wahlbereich I 
• Wahlbereich II 

 

 

Die Studiennachweise sind in folgenden Bereichen zu erbringen: 

• Politische Theorie  
• Zivilgesellschaft  
• Politische Steuerungsarenen  
• Politische Steuerungsformen  
• Politischer Wandel  
• Professionalisierungsbereich 
 Wahlbereich I 
• Wahlbereich II 
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Studienverlaufsplan im Masterstudiengang Politikwissenschaft: Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft 

Modularisierter Studienverlaufsplan 

 Demokratie und Zivilgesellschaft Staat und politische Steuerung    

 Politische Theorie Zivilgesellschaft 
Politische 

Steuerungs-
arenen 

Politische 
Steuerungs-

formen 

Politischer Wan-
del europäischer 
Nationalstaaten 

Professionalisierung Wahlbereich Wahlbereich 

1. 

Moderne 
Demokratietheorien 

und Zivil-
gesellschaft  

4 (6) LP  

Zivilgesellschaft 
und internationale 

Regime 
6/4 LP 

Steuerung im 
Mehrebenen-
System der 

EU 
6/4 LP  

Varianten 
internationaler 

Steuerung 
(Varieties of 
Capitalism) 

6/4 LP

Transformation 
politischer Systeme

4/6 LP 

Obligatorische 
Studienberatung &  

Schreibkurs: 
Englisch für  

Sozialwissenschaftler 
2 LP

WB-Modul 1
4/6 LP  

2. 

Theorie und 
Geschichte des 

modernen Staats 
4/6 LP  

Europäische 
Zivilgesellschaft(en

) und Interessen-
vermittlung 

4/6 LP 

Steuerung in 
Verhandlungs
demokratien

6 (4) LP  

Regulative 
Politiken 

(Migrations-
politik) 
6/4 LP 

Transformation 
wohlfahrts-

staatlicher Systeme 
6/4 LP  

Kompaktseminar:  
Recherchetechniken 

2 LP 

WB-Modul 1
6(4 LP 

WB-Modul 2
4/6 LP  

(Angebot FB 1)

3 

Forschungsseminar  
Demokratie und Zivilgesellschaft (Wahlpflicht)  

ODER  
Staat und politische Steuerung (Wahlpflicht 

 
12 LP 

Obligatorische 
Studienberatung &  
Kompaktseminar:  

Forschungsdesign und 
Methodenwahl 

2 LP 

 WB-Modul 2
6/4 LP 

(Angebot FB 1)

4. Master-Arbeit inkl ihrer Verteidigung  in einem Kolloquium 
30 LP 

Kompaktseminar:  
SPSS-Training 

2 LP 
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5. Aufschlüsselung der Module und Modulbeschreibungen 

Module und Seminare im  
MASTER STUDIENGANG DE-
MOKRATISCHES REGIEREN 
UND ZIVILGESELLSCHAFT 

Seminare und Prüfungsteile LV-Typ 1. Sem 
(WS) 

2. Sem 
(SS) 

3. Sem 
(WS) 

4. Sem 
(SS) 

LP, SWS und 
Workload 
insgesamt 

1.1 Moderne Demokratietheorien und Zivilgesellschaft S 4 (6)    1 Modul: Politische Theorien 
(Pflicht) 1.2 Theorie und Geschichte des modernen Staates  S  6 (4)   

10 LP 4 SWS 
(300 h) 

2.1 Zivilgesellschaft und internationale Regime S 4 (6)    
2 Modul: Zivilgesellschaft 

(Pflicht)  2.2 Europäische Zivilgesellschaft(en) & 
Interessenvermittlung S  6 (4)   

10 LP 4 SWS 
(300 h) 

3.1 Steuerung im Mehrebenen-System der EU  S 4 (6)    3 Modul: Politische 
Steuerungsarenen (Pflicht) 3.2 Steuerung in Verhandlungsdemokratien S  6 (4)   

10 LP 4 SWS 
(300 h) 

4.1 Variationen institutioneller Steuerung (Varieties of 
Capitalism) S   4 (6)  4 Modul: Politische 

Steuerungsformen  (Pflicht) 
4.2 Regulative Politiken (Migrationspolitik) S    6 (4) 

10 LP 4 SWS 
(300 h) 

5.1 Transformation nationaler politischer Systeme  S   4 (6)  5 Modul: Politischer Wandel 
(Pflicht) 5.2 Transformation wohlfahrtstaatlicher Regime in Europa     6 (4) 

10 LP 4 SWS 
(300h) 

6.1 Demokratie und Zivilgesellschaft (Wahlpflicht)    12  6 Modul: Forschungsseminar 
(Pflicht)  6.2 Staat und politische Steuerung (Wahlpflicht)    12  

12 LP 4 SWS 
(360 h) 

7 Modul: Wahlbereich  7 2 Module oder 4 Lehrveranstaltungen S 4 (6)  -  4 (6)  20 LP 8 SWS 
(600h) 

8 Modul: Professionalisierung 8 4 Lehrveranstaltungen als Blockseminare S 2 2 2 2 8 LP 8 SWS 
(240 h) 

9 Modul: Master-Arbeit 9 Master-Arbeit inklusive ihrer Verteidigung in einem 
Kolloquium     30 30 LP (900h) 
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Masterstudiengang  
Politikwissenschaft (Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft):  
Übersicht: Vergabe von Leistungspunkten in verschiedenen Prüfungsbereichen 

 

Bereich Leistungs- 
punkte 

Leistungs- 
nachweise 

Teilnahme- 
nachweise 

5 Fachmodule (Pflicht) 50 5 5 

Wahlbereich 20 2 2 

1 Forschungsseminar 12 1  

Professionalisierungs- 
bereich 

8  4 

Masterarbeit inkl. ihrer 
Verteidigung in einem 
Kolloquium 

30   

Insgesamt 120 8 11 
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Modulbeschreibungen 

Masterstudiengang Politikwissenschaft 
Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft  

Studienbereich DEMOKRATIE UND ZIVILGESELLSCHAFT  

Modul Moderne Politische Theorie und Zivilgesellschaft 
Studienbereich Demokratie und Zivilgesellschaft 
Zugeordnete Veranstaltung 1) Moderne Demokratietheorien und Zivilgesellschaft 

Unter Bezugnahme auf die politischen und sozialgeschichtlichen 
Entwicklungen seit Anfang des 20. Jahrhunderts werden an Hand 
ausgewählter Fragestellungen vier Konzeptionen behandelt: die 
Theorien 

(1) von Joseph Schumpeter/Anthony Downs (Demokratie als 
Methode i. S. der Neuen Politischen Ökonomie, Begründung 
des demokratischen Parteienstaates aus dem Zusammenhang 
von Elitenkonkurrenz und Wähleregoismus), 
(2) von Robert Dahl (empirisch überprüfbares Polyarchie-Kon-
zept mit normativ-pluralistischen Grundannahmen; prozedurale 
Minima elektoraler Demokratien) 
(3) von Jürgen Habermas (Rückkehr zum deliberativ-diskursi-
ven Politikbegriff, Begründung des demokratischen Rechts-
staates aus dem Verhältnis von prozedural gewährleisteter zi-
vilgesellschaftlicher Meinungsbildung und diskursiv bewirkter 
Rationalisierung staatlicher Entscheidungen), 
(4) von Amitai Etzioni (Wiederaufnahme des Gemeinschaftsbe-
griffs, Begründung einer "reaktionsstarken" Demokratie aus 
dem Zusammenhang einer Erschließung moralischer Ressour-
cen mit reformistischer politischer Praxis, Kommunitarismus, 
assoziative Demokratie) sowie 
(5) neuere Ansätze, die die Herausforderung an zeitgemäße De-
mokratietheorien unter postnationalen und postparlamentari-
schen Konstellationen erörtern 

 
2) Theorie und Geschichte des modernen Staats 
Zunächst wird die Entwicklung moderner Staatlichkeit von der 
Herausbildung der Souveränitätsidee bis zum demokratischen 
Wohlfahrtsstaat behandelt. Dabei werden die Themenbereiche 
Staatenbildung, Legitimität, Territorialität, Gewaltmonopol, Nation 
und öffentliche Verwaltung theoretisch und begrifflich fundiert. Im 
Anschluss wird das vermittelte historische und theoretische Wissen 
auf aktuelle Entwicklungen der Transformation von Staatlichkeit 
angewandt. Dabei stehen Fragen der Staats- und Verwaltungsmo-
dernisierung, eines „postnationalen“ Staats- und Demokratiever-
ständnisses sowie der institutionellen Schnittstellen von Staat und 
Organisationsgesellschaft im Vordergrund. Insgesamt soll ein ver-
tieftes Verständnis der Legitimations-, Organisations- und Inter-
ventionsprobleme staatlich verfassten politischen Gemeinschafts-
handelns vermittelt werden. 

Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

1 und 2) Pflichtbereich Master-Studiengang Politikwissenschaft 
(Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft);  
2) Pflichtbereich Master-Studiengang Europäische Integration 
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Qualifikationsziele 1) Die Studierende sollen vorhandene Grundkenntnisse von Staats- 
und Demokratietheorie mit aktuellen politischen Theoriedebatten 
vergleichen und verknüpfen. 
2) Die Studierende sollen normative und analytische Bezüge 
moderner politikwissenschaftlicher Theorieentwürfe erkennen und 
vergleichen. 
3) Die Studierenden sollen Theorieaussagen auf ihre 
Hypothesenfähigkeit als Ausgangspunkt empirischer Forschung 
erkennen und anwenden lernen 

Lehr- und Lernformen Seminar 
Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

Zulassung zum Masterprogramm 

Dauer des Moduls 4 SWS: 2 Semester à 2 SWS 
Angebotsturnus 1) jährlich (WS) 

2) jährlich (SoSe) 
Modulverantwortliche 
Arbeitsbereiche 

1) Politische Theorie 
2) Staat und Innenpolitik 

Arbeitsaufwand (workload) 300 Stunden: 
Kontaktzeit: 30 Std. pro Veranstaltung; 
Vor- und Nachbereitung: in Veranstaltung 1) einschl. einer 
schriftlichen oder mündlichen Leistung 70 Std., in Veranstaltung 2) 
20 Std.; 
Leistungsnachweis: weitere 150 Std. 

Leistungspunkte 10 LPe insgesamt, davon: 
4 LPe STN 
6 LPe LN 

Teilnahmeschein Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie eine kleinere (2-4 Sei-
ten) schriftliche Arbeit  

Leistungsnachweis Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie ein Referat (20-30 
Minuten) mit Handout und schriftlicher Ausarbeitung (ca. 10 Sei-
ten) oder  Hausarbeit (ca. 15 Seiten) oder mündliche Prüfung (30 
Minuten).  

Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

Referat mit schriftlicher Ausarbeitung oder Hausarbeit oder 
mündliche Prüfung  

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Ja 

Teilnehmerbegrenzungen  
 
Modul Zivilgesellschaft und Interessenvermittlung 
Studienbereich Demokratie und Zivilgesellschaft 
Zugeordnete Veranstaltung 1) Zivilgesellschaft und internationale Regime 

Das Seminar vermittelt zunächst einen Überblick über relevante 
Akteure der Weltgesellschaft (Nationalstaaten, multinationale Insti-
tutionen und Regime, Global Player) und vermittelt Methoden und 
Theorien zur Analyse von Genese und spezifischen Beziehungen 
der o.g. Akteure in internationalen Regimen.  
Im Mittelpunkt stehen Organisations- und Handlungsformen sowie 
endogene und exogene Beeinflussungsfaktoren für die Entstehung 
und Entwicklung trans- und/oder international agierender zivilge-
sellschaftlicher Akteure (z.B. Menschenrechts-, Umwelt-, sozial- 
und friedenspolitische Nichtregierungsorganisationen). Diese Fra-
gen werden abschließend wieder normativ und theoretisch unter 
Rückgriff auf Fragestellungen der Demokratisierung internationaler 
Regime erörtert. 
 
2) Europäische Zivilgesellschaft(en) im Wandel 
Das Seminar erörtert grundlegende methodische Aspekte einer em-
pirischen Analyse von Genese, Struktur, Akteuren und Funktionen 
europäischer Zivilgesellschaften. Parteien, Verbände, Kirchen, so-
ziale Bewegungen werden als organisierte Kräfte der Zivilgesell-
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schaft untersucht und pluralistische, klientelistische und korpora-
tistische Formen der Interessenvermittlung unterschieden. 
In den entwickelten Demokratien stehen Ausprägung der Partizipa-
tionskrise (Parteien- und Politikverdrossenheit, Erosion sozialer Mi-
lieus) und damit die Frage nach neuen Förderungsmöglichkeiten 
der Beteiligung von Bürgern an der Demokratie („Demokratisie-
rung der Demokratie“) bzw. die Erweiterung des sog. Sozialkapitals 
im Mittelpunkt. Für die neuen Demokratien geht es primär noch um 
den Aufbau einer funktionierenden Zivilgesellschaft als Element 
einer Konsolidierung von jungen Demokratien im Rahmen des 
Transformationsprozesses.  

Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

1 und 2) Pflichtbereich Master-Studiengang Demokratisches Regie-
ren und Zivilgesellschaft; 
1) Pflichtbereich Master-Studiengang International Vergleichende 
Sozialwissenschaften  

Qualifikationsziele 1) Die Studierende sollen die normativen und analytischen Bezüge 
des Konzepts Zivilgesellschaft erkennen und unterscheiden lernen.
2) Die Studierenden sollen die nationalen, inter- und transnationa-
len Rahmenbedingungen für Interaktionen von zivilgesellschaftli-
chen Akteuren identifizieren und beurteilen lernen. 
3) Die Studierenden sollen die Organisationen, Handlungsformen 
und Handlungslogiken zivilgesellschaftlicher Akteure auf nationa-
ler, trans- und internationaler Ebene beschreiben, klassifizieren und 
vergleichen lernen. 

Lehr- und Lernformen Seminar 
Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

Zulassung zum Masterstudiengang 

Dauer des Moduls 4 SWS: 2 Semester à 2 SWS 
Angebotsturnus 1) jährlich (WS) 

2) jährlich (SoSe) 
Verantwortliche Arbeitsbereiche 1) Internationale Politik 

2) Vergleichende Politikwissenschaft 
Arbeitsaufwand (workload) 300 Stunden: 

Kontaktzeit: 30 Std. pro Veranstaltung; 
Vor- und Nachbereitung: in Veranstaltung 1) einschl. einer 
schriftlichen oder mündlichen Leistung 70 Std., in Veranstaltung 2) 
20 Std.; 
Leistungsnachweis: weitere 150 Std. 

Leistungspunkte 10 LPe insgesamt, davon: 
4 LPe STN 
6 LPe LN 

Teilnahmeschein Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie eine kleinere (2-4 Seiten) 
schriftliche Arbeit  

Leistungsnachweis Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie ein Referat (20-30 Minu-
ten) mit Handout und schriftlicher Ausarbeitung (ca. 10 Seiten) 
oder  Hausarbeit (ca. 15 Seiten) oder mündliche Prüfung (30 Mi-
nuten).  

Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

Referat mit schriftlicher Ausarbeitung oder Hausarbeit oder mündli-
che Prüfung  

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Ja 

Teilnehmerbegrenzungen  
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Studienbereich Staat und politische Steuerung 

Modul Politische Steuerungsarenen  
Studienbereich Staat und politische Steuerung 
Zugeordnete Veranstaltung 1) Steuerung im europäischen Mehrebenensystem  

In diesem Kurs sollen zunächst theoretische Grundlagen zu den 
Themen Politische Steuerung (Modes of Governance) sowie Euro-
päisches Mehrebenensystem vermittelt werden. Sodann gilt es, den 
Mehrebenen-Ansatz und das Konzept "new Modes of Governance" 
inhaltlich zu verbinden und an Hand ausgewählter empirischer Bei-
spiele der Frage nachzugehen, ob und inwieweit das politische Sys-
tem der EU durch den Einsatz und die Umsetzung neuer Modi der 
Steuerung gekennzeichnet ist und welche Schlussfolgerungen sich 
daraus ergeben für die System-Entwicklung und -gestaltung der 
EU und die politischen Systeme der Mitgliedstaaten.  
 
2) Steuerung in Verhandlungsdemokratien 
Behandelt werden das theoretische Konzept und die 
Verursachungszusammenhänge sowie die vorfindbaren Steue-
rungsarenen und Betriebsweisen der Verhandlungsdemokratie, na-
mentlich der Konkordanzdemokratie, des Neo-Korporatismus, der 
föderalen Politikverflechtung und weiterer konstitutioneller Veto-
strukturen und gegenmajoritärer Politikprozesse. Das Konzept der 
Konsensdemokratie (Lijphart) und die Herausbildung und Funk-
tionsweise von Verhandlungsnetzwerken zwischen Staat und Or-
ganisationsgesellschaft (Administrative Interessenvermittlung, 
Lehmbruch) finden besondere Berücksichtigung. Die Governance-
Strukturen und Interaktionsformen der Aushandlungsprozesse zwi-
schen politischen Parteien und in Regierungskoalitionen, zwischen 
Regierung und gesellschaftlichen Verbänden und zwischen Regie-
rungsorganen sowie deren wechselseitigen Bezüge werden aus ei-
ner neo-institutionalistischen Theorieperspektive vorgestellt und 
unter dem Aspekt ihres Beitrages zur Input-Legitimität und Output-
Legitimität von politischen Systemen bewertet.  

Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

1 und 2) Pflichtbereich Master-Studiengang Politikwissenschaft; 
2) Pflichtbereich Master-Studiengang Europäische Integration  

Qualifikationsziele Die Studierenden sollen analytisch befähigt werden, sich mit kom-
plexen Steuerungsverbünden in vertikaler (nationale, europäische 
und internationale Mehrebenensysteme) und horizontaler (an den 
Schnittstellen Staat-Gesellschaft) Perspektive auseinanderzusetzen. 
Insbesondere sollen dabei normative und analytische Maßstäbe 
vermittelt werden, wie derartige Steuerungsarenen identifiziert und 
ihre Legitimation und Effizienz evaluiert werden können.  

Lehr- und Lernformen Seminar 
Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

Zulassung zum Masterstudiengang 

Dauer des Moduls 4 SWS: 2 Semester à 2 SWS 
Angebotsturnus 1) jährlich (WS) 

2) jährlich (SoSe) 
Lehrende 1) Europäische Studien  

2) Staat und Innenpolitik 
Arbeitsaufwand (workload) 200 Std.  

(Kontaktzeit: 60 Std.; 
Vor- und Nachbereitung, einschl.. einer  kleineren schriftlichen 
oder mündlichen Leistung [Teilnahmenachweis]: 40 Std.; 
Leistungsnachweis: 100 Std.) 

Leistungspunkte 10 LPe insgesamt, davon: 
4 LPe STN 
6 LPe LN 
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Teilnahmeschein Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie eine kleinere (2-4 Sei-
ten) schriftliche Arbeit  

Leistungsnachweis Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie ein Referat (20-30 
Minuten) mit Handout und schriftlicher Ausarbeitung (ca. 10 Sei-
ten) oder  Hausarbeit (ca. 15 Seiten) oder mündliche Prüfung (30 
Minuten).  

Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

Referat mit schriftlicher Ausarbeitung oder Hausarbeit oder 
mündliche Prüfung  

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Ja 

Teilnehmerbegrenzungen  
 
Modul Politische Steuerungsformen 
Studienbereich Staat und politische Steuerung 
Zugeordnete Veranstaltung 1) Varianten institutioneller Steuerung 

In der Veranstaltung geht es darum, in historisch und international 
vergleichender Perspektive nationale Modelle der politischen Öko-
nomie sowie die Herausbildung von “Länderfamilien” mit ähnli-
chen Entwicklungslinien zu identifizieren. Dazu werden verschie-
dene institutionelle Sektoren, wie beispielsweise die “Corporate 
Governance” von Unternehmen, verschiedene Systeme der Unter-
nehmensfinanzierung, Systeme der Aus- und Weiterbildung, indus-
trielle Beziehungen, Wohlfahrtsregime behandelt. Ferner wird da-
nach gefragt, ob im Zeitalter der Globalisierung Prozesse der Kon-
vergenz oder der Divergenz (“path dependency”) überwiegen. 
 
2) Regulative Politik 
Im Zentrum der Veranstaltung stehen neuere Entwicklungen regula-
tiver Politikentwicklung und ihrer politisch-ökonomischen und in-
stitutionellen Grundlagen: der Aufstieg des Regulierungsstaates, die 
europäische und internationale Dimension der Vereinheitlichung  
von Regelwerken, das Verhältnis von regulativer und distributiver/ 
re-distributiver Politik sowie die Voraussetzungen und Wirkungen 
eines regulativen Wettbewerbs. Daneben gilt ein besonderes Au-
genmerk dem Verhältnis von staatlicher Regulierung und gesell-
schaftlicher Selbstregulierung und der politisch-ideologischen Di-
mension des (globalen) Regulierungsdiskurses. Zudem werden 
Kenntnisse der Anlässe und Gegenstände regulativer Steuerung 
(natürliche Monopole, asymmetrische Information, Marktversagen, 
Marktschaffung, Umwelt- und Verbraucherschutz, Sicherheitsregu-
lierung und Gesundheitsschutz, Daseinsvorsorge etc.) und ihrer 
spezifischen Instrumente vermittelt sowie die speziellen Probleme 
der Regelbildung, Regelüberwachung und Sanktionierung von 
Steuerungsadressaten aufgezeigt. 
Angestrebt wird, das Seminar zur regulativen Politik so mit konkre-
ten Politikfeldern zu verknüpfen, dass eine Brücke zu Themen und 
Fragestellungen der anderen Masterstudiengänge des Fachbereichs 
entstehen kann. Als Beispiele hierfür kommen in Fragen die The-
menbereiche Migrationspolitik (in Bezug auf den Masterstudien-
gang IMIB, Renten- und Gesundheitspolitik in Bezug auf den 
Masterstudiengang International Vergleichende Sozialforschung 
oder die Europäische Umwelt- und Wasserpolitik in Bezug auf den 
Masterstudiengang Europäische Integration 

Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

1 und 2) Pflichtbereich Master-Studiengang Politikwissenschaft 
(Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft); 
1) Pflichtbereich Master-Studiengänge Europäische Integration und 
International Vergleichende Sozialwissenschaften 
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Qualifikationsziele Die Studierenden sollen empirische Varianten staatlicher Steuerung 
und gesellschaftlicher Selbststeuerung in entwickelten Industriege-
sellschaften anhand zuvor vermittelter Kenntnisse der theoretischen 
Konzepte zum Bereich „Politischer Steuerung“ vergleichen. Insbe-
sondere sollen dabei normative und analytische Maßstäbe vermittelt 
werden, wie derartige Steuerungsformen identifiziert und ihre Legi-
timation und Effizienz evaluiert werden können. 

Lehr- und Lernformen Seminar 
Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

Zulassung zum Masterstudiengang 

Dauer des Moduls 4 SWS: 2 Semester à 2 SWS 
Angebotsturnus 1) jährlich (WS) 

2) jährlich (SoSe) 
Verantwortliche Arbeitsbereiche 1) Intern. vergleichende Gesellschaftsanalyse 

2) Staat und Innenpolitik’ 
Arbeitsaufwand (workload) 300 Stunden: 

Kontaktzeit: 30 Std. pro Veranstaltung; Vor- und Nachbereitung: in 
Veranstaltung 1) einschl. einer schriftlichen oder mündlichen Leis-
tung 70 Std., in Veranstaltung 2) 20 Std.; Leistungsnachweis: wei-
tere 150 Std. 

Leistungspunkte 10 LPe insgesamt, davon: 
4 LPe STN 
6 LPe LN 

Teilnahmeschein Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie eine kleinere (2-4 Seiten) 
schriftliche Arbeit  

Leistungsnachweis Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie ein Referat (20-30 Minu-
ten) mit Handout und schriftlicher Ausarbeitung (ca. 10 Seiten) 
oder  Hausarbeit (ca. 15 Seiten) oder mündliche Prüfung (30 Mi-
nuten).  

Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

Referat mit schriftlicher Ausarbeitung oder Hausarbeit oder mündli-
che Prüfung  

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Ja 

Teilnehmerbegrenzungen  
 
Modul Politischer Wandel in europäischen Nationalstaaten 
Studienbereich Staat und politische Steuerung 
Zugeordnete Veranstaltungen 1) Transformation nationaler politischer Systeme 

Politische Systeme entwickeln und verändern sich im Spannungs-
verhältnis von Beharrung und Wandel, Pfadabhängigkeit und 
Politisches Lernen sowie von Reform und Revolution. Wandlungs-
prozesse beziehen sich auf die Grundstrukturen politischer Ord-
nung, auf die institutionellen Eigenarten des Regierungssystems in 
horizontaler und vertikaler Perspektive, auf die Legitimations-
grundlagen öffentlicher Politik und auf Aspekte politischer Teil-
habe. Nach einer Einführung in die historische, demokratietheoreti-
sche und staatstheoretische Perspektive der Transformations- und 
Revolutionsforschung folgen im zweiten Teil des Seminars ver-
schiedene Fallbeispiele und Vergleichsszenarien aus europäischen 
Nationalstaaten. 
 
2) Transformation wohlfahrtsstaatlicher Regime  
Diese Veranstaltung befasst sich mit dem sozialen Wandel in Eu-
ropa. Sie vertieft die Kenntnisse der historischen und international 
vergleichenden Analysen sozialer Strukturen. Neben der empiri-
schen Erfassung sozialer Strukturen steht die theoriegeleitete Be-
wertung und Klassifizierung von nationalen Besonderheiten der 
Entwicklung sozialer Strukturen im Vordergrund. Dazu werden 
konkurrierende und komplementäre Theorieangebote zur Erfassung 
und Erklärung von Unterschieden und Gemeinsamkeiten moderner 
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Gesellschaften und ihrer Entwicklungsdynamik vorgestellt und ge-
geneinander abgewogen – zum Beispiel Modernisierungstheorien, 
Theorien sozialer Differenzierung, regulationstheoretische Ansätze 
und der „akteurzentrierte Institutionalismus“. 

Stellung des Moduls im 
Curriculum 

1 und 2) Pflichtbereich MA IVS 
1 und 2) Pflichtbereich MA Politikwissenschaft;  
1) Pflichtbereich MA Europäische Integration und Transformation 
nationaler politischer Systeme 

Qualifikationsziele Die Studierenden sollen die theoretischen und methodischen 
Grundlagen erlernen, die nötig sind, um Beharrung und Wandel 
politischer Systeme und sozialer Strukturen in entwickelten 
europäischen Demokratien in vergleichender Perspektive zu analy-
sieren. Anschließend sollen die erlernten Fähigkeiten im Rahmen 
eigener vergleichender Länderstudien angewendet werden. 

Lehr- und Lernformen Seminar 
Voraussetzung für die Teilnahme Zulassung zum MA-Studium 
Dauer des Moduls 4 SWS: 2 Semester à 2 SWS 
Verantwortliche Arbeitsbereiche 1) Vergleichende Politikwissenschaft 

2) Intern. Vergleichende Gesellschaftsanalyse 
Angebotsturnus 1) Jährlich (WS) 

2) Jährlich (SS) 
Arbeitsaufwand (Workload) 300 Stunden: 

Kontaktzeit: 30 Std. pro Veranstaltung; 
Vor- und Nachbereitung: in Veranstaltung 1) einschl. einer 
schriftlichen oder mündlichen Leistung 70 Std., in Veranstaltung 2) 
20 Std.; 
Leistungsnachweis: weitere 150 Std. 

Leistungspunkte 10 LP insgesamt, davon 
4 LP STN 
6 LP LN 

Studiennachweis Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie eine kleinere schriftliche 
Arbeit (2-4 Seiten) 

Prüfungsleistung Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie 
Referat (20-30 Minuten) mit Handout und schriftlicher Ausarbei-
tung (ca. 10 Seiten) 
oder Hausarbeit (ca. 15 Seiten) 
oder mündliche Prüfung (30 Minuten) 

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Ja 

Teilnahmebegrenzung Max. 30 TeilnehmerInnen 
 
Modul Wahlbereich 
Studienbereich Wahlbereich 
Zugeordnete Veranstaltung Im Rahmen ihres Masterstudiums sind zwei Module im Wahlbe-

reich im Umfang von insgesamt 8 SWS zu belegen, in denen je-
weils ein Studiennachweis und ein Leistungsnachweis zu erwerben 
sind. Hierzu stehen einmal Modulveranstaltungen des Fachbereichs 
Sozialwissenschaften aus anderen Master-Studiengängen (IMIB, 
IVS, Europäische Integration), die nicht im Rahmen der Pflichtmo-
dule des Master-Studiengangs Politikwissenschaft belegt wurden, 
offen. Zum anderen werden pro Semester geeignete Modulveran-
staltungen aus den Master- bzw. Hauptstudiumsprogrammen ande-
rer Fachbereiche der Universität Osnabrück ausgewiesen, die im 
Wahlbereich studiert werden können. 
Um die Wahlmöglichkeiten entsprechend den Spezialisierungswün-
schen unserer Master-Studierenden auszurichten, wird auf eine 
Auflistung von Einzelveranstaltungen und –modulen an dieser 
Stelle verzichtet, zumal sich das Angebot semesterbezogen ändert 
und nicht in der Verantwortlichkeit des für diesen Studiengangs zu-
ständigen Fachbereichs 1 liegt. Um aber sicherzustellen, dass die 
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Wahl von Modulen aus dem Wahlbereich in das individuelle Stu-
dienprogramm passt, wird der Besuch von Wahlmodulen von einer 
zuvor stattgefundenen obligatorische Studienberatung mit einem 
der hauptamtlich Lehrenden, der oder die an dem Masterstudien-
gang Politikwissenschaft beteiligt ist, abhängig gemacht. Neben den 
normalen Sprechstundentermine der Lehrenden werden in der ers-
ten und letzten Woche des laufenden Semesters Sprechstundenter-
mine angeboten, die in der Regel über den studentischen Tutor, der 
den Masterstudiengang organisatorisch koordinieren hilft, vermit-
telt werden.  

Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

Wahlbereich Master-Studiengang Politikwissenschaft (Demokrati-
sches Regieren und Zivilgesellschaft) 

Qualifikationsziele Die Studierenden sollen nach gründlicher Reflektion eigener 
Interessen und Spezialisierungswünsche und nach obligatorischer 
Beratung mit einem Programmverantwortlichen Veranstaltungen 
zur Vertiefung von Kenntnissen und Fertigkeiten oder zur Erweite-
rung der analytischen und oder methodischen Perspektive wählen. 

Lehr- und Lernformen Seminare 
Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

Obligatorisches Beratungsgespräch mit einem hauptamtlich Lehren-
den, der am Master-Studiengang beteiligt ist. 

Dauer des Moduls 2 Module à 4 SWS 
Angebotsturnus Lfd.  
Lehrende Alle Arbeitsbereiche 
Arbeitsaufwand (workload) Pro Modul: 300 Stunden:  

Kontaktzeit: 30 Std. pro Veranstaltung; Vor- und Nachbereitung: in 
Veranstaltung 1) einschl. einer schriftlichen oder mündlichen Leis-
tung 70 Std., in Veranstaltung 2) 20 Std.;  
Leistungsnachweis: weitere 150 Std. 

Leistungspunkte 12 LPe (2 x 6 LPe) 
Teilnahmeschein 8 LPe (2 x 4 STNe) 
Leistungsnachweis Aktive und regelmäßige Teilnahme an Vorbereitung, Durchführung 

und Dokumentation eines Lehrforschungsprojekts; Vorstellung ei-
nes Masterarbeit-Konzepts 

Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

Regelmäßige und aktive Teilnahme sowie 
Referat (20-30 Minuten) mit Handout und schriftlicher Ausarbei-
tung (ca. 10 Seiten) 
oder Hausarbeit (ca. 15 Seiten) 
oder mündliche Prüfung (30 Minuten) 

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Nein 

Teilnehmerbegrenzungen k.A. 
 
Modul Professionalisierung 
Studienbereich Schlüsselqualifikation 
Zugeordnete Veranstaltung 4 Seminare zur Vermittlung und zum Erwerb von Schlüssel-

qualifikationen 
Im Rahmen dieses Moduls haben die Studierenden die Auswahl aus 
einer Reihe von themenspezifischen Blockseminaren, in denen 
fachspezifische und studiengangsübergreifende Schlüsselqualifika-
tionen vermittelt werden, die zwei Zielsetzungen haben: unmittel-
bare Vorbereitung der schriftlichen Masterarbeit und mittelbar 
Vermittlung von Schlüsselqualifikationen für den Übergang zu ei-
ner Postgraduierten-Ausbildung oder einer der Qualifikationsstufe 
entsprechenden beruflichen Tätigkeit.  
Zu den angestrebten Kernkompetenzen gehören insbesondere vier 
Teilkomponenten: 
- Übung zum Verfassen und Präsentieren eigener Texte in engli-
scher Sprache 
- Übung zur Nutzung von vertieften Recherchetechniken per Inter-
net und UB 
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- Übung zur Erstellung eines Exposés einer eigenen Forschungsar-
beit  
- Übung zur Anwendung von PC-gestützten Verfahren der quantita-
tiven empirischen Sozialforschung (insbesondere SPSS) 
Diese Veranstaltungen werden jährlich in Form von Blocksemina-
ren bzw. als Summerschool am Fachbereich angeboten.  

Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

Pflichtbereich Master-Studiengang Politikwissenschaft (Demokrati-
sches Regieren und Zivilgesellschaft) 

Qualifikationsziele - Vermittlung von Forschung anleitenden Techniken wissenschaftli-
chen Arbeitens und methodischen Kenntnissen; 
- Anwendung von computergestützten Formen der empirischen So-
zialforschung für ein eigenes Untersuchungsprojekte 
- Schreiben und Präsentieren eines eigenen wissenschaftlichen 
Texts in englischer Sprache;  
- Vermittlung von Kenntnissen über die Stufen des Forschungspro-
zesses und ihre Umsetzung in Form der Erstellung eines Exposés 
zur geplanten Master-Abschlussarbeit 

Lehr- und Lernformen Seminare und Übungen  
Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

Keine 

Dauer des Moduls 4 Semester: 8 SWS 
Angebotsturnus Jede der 4 Veranstaltungen jährlich 
Verantwortlich Koordinierung durch Programmverantwortlicher und Studiendekan 
Arbeitsaufwand (workload) Je Blockseminar 75 Std.  

(Kontaktzeit: 15 Std.;  
Vor- und Nachbereitung, einschl. kleiner Aufgaben: 60 Std.) 

Leistungspunkte Keine 
Teilnahmeschein 4 STN à 2 LPE 
Leistungsnachweis Aktive und regelmäßige Teilnahme an Vorbereitung, Anfertigung 

kleinerer mündlicher und schriftlicher Aufgaben  
Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

- 

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Nein 

Teilnehmerbegrenzungen  Max. 15 TeilnehmerInnen  
 
Modul Forschungsseminar 
Studienbereich Staat und politische Steuerung 
Zugeordnete Veranstaltung Forschungsseminar Staat und politische Steuerung 
Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

Wahlpflichtbereich Master-Studiengang Demokratisches Regieren 
und Zivilgesellschaft 

Qualifikationsziele - Vermittlung von Forschung anleitenden theoretischen und metho-
dischen Kenntnissen; 
- Vermittlung von angewandten Kenntnissen der empirischen Sozi-
alforschung für ein eigenes Untersuchungsprojekte 
- Vorbereitung, Durchführung und Evaluation eines vom Seminar-
leiter begleiteten Forschungsprojektes;  
- Vorüberlegungen zu Thema und Fragestellung der eigenen Mas-
ter-Abschlussarbeit 

Lehr- und Lernformen Forschungsseminar 
Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

2. Studienjahr Master-Studiengang Demokratisches Regieren und 
Zivilgesellschaft 

Dauer des Moduls 1 Semester: 2 SWS 
Angebotsturnus Jährlich (WS) 
Lehrende Alle Arbeitsbereiche 
Arbeitsaufwand (workload) 300 Std.  

(Kontaktzeit: 30 Std.; Vor- und Nachbereitung, einschl. eines  For-
schungsberichts: 270 Std.) 

Leistungspunkte 12 LPe 
Teilnahmeschein Entfällt 
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Leistungsnachweis Aktive und regelmäßige Teilnahme an Vorbereitung, Durchführung 
und Dokumentation eines Lehrforschungsprojekts; Vorstellung ei-
nes Masterarbeit-Konzepts 

Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

Schriftlicher Bericht über ein Forschungsvorhaben 

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Ja 

Teilnehmerbegrenzungen Max. 15 TeilnehmerInnen 
 
Modul Master-Prüfung 
Studienbereich  
Zugeordnete Veranstaltungen 1) Schriftliche Master-Arbeit 

Die Master-Arbeit kann frühestens ab dem 4. (resp. 10). Semester 
geschrieben werden. Ihre Zeitdauer ist auf sechs Monate begrenzt. 
Die Masterarbeit wird von einem hauptamtlich Lehrenden aus Ar-
beitsbereichen, die in Pflichtmodulen des Masterprogramms vertre-
ten sind, betreut. Die erfolgreiche Teilnahme an einem Forschungs-
seminar ist in der Regel Voraussetzung für die Stellung des Antrags 
auf Zulassung zur Masterarbeit. 
 
2) Verteidigung der Arbeit in einem Kolloquium 

Stellung im Curriculum und  
Verwendung des Moduls 

Pflichtbereich Master-Studiengang Politikwissenschaft (Demokrati-
sches Regieren und Zivilgesellschaft)  
(2. Studienjahr) 

Qualifikationsziele 1) Selbstständige Erstellung einer wissenschaftlichen Arbeit unter 
Anwendung der im Studium erworbenen Kenntnisse und Fähigkei-
ten  
2) Mündliche Verteidigung der Thesen der Arbeit; Einordnung der 
eigenen Arbeit in den politikwissenschaftlichen Forschungsstand; 

Lehr- und Lernformen 1) Betreute Eigenarbeit 
2) - 

Voraussetzungen für die 
Teilnahme 

1) Zulassung zur Masterarbeit setzt 2/3 der zu erbringenden Leis-
tungspunkte sowie die erfolgreiche Teilnahme am Forschungssemi-
nar voraus,  

Dauer des Moduls 2 Semester 
Angebotsturnus Die Arbeit kann jederzeit begonnen werden. 
Lehrende Entfällt 
Arbeitsaufwand (workload) 900 Std. 
Leistungspunkte 30 
Teilnahmeschein Entfällt 
Leistungsnachweis Entfällt 
Art der Studien begleitenden 
Prüfungen 

Entfällt 

Anrechnung Prüfungsnote auf 
Endnote 

Ja 

Teilnehmerbegrenzungen Entfällt 
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Anlage 2a 

 
Fachbereich Sozialwissenschaften  

 

  

verleiht mit dieser Urkunde  

 

Frau/Herrn* ................................................................................. 

geboren am .................... in .................................................... 

 

den Hochschulgrad  

Master of Arts 

(abgekürzt: M.A.) 

 

nachdem sie / er* die Masterprüfung im Studiengang Politikwissenschaft: Demokratisches Regieren und 
Zivilgesellschaft  

am .................... mit Auszeichnung / bestanden hat*. 

 

 
 

Osnabrück, den ......................................... 

 

............................................................................... 
Name* 

Die Dekanin / Der Dekan * 

............................................................................... 
Name* 

Die / Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
 

 

Siegel des Fachbereichs 

                                                           

* Zutreffendes einsetzen. 
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Anlage 2b 

 
 

Department of Social Sciences  
 

 

hereby awards  

 

Mrs/Mr * ...................................................................................... 

born ............................... at .................................................... 

 

the degree of a  

Master of Arts 

(abbr: M.A.) 

 

having passed the Master Examination in the Democratic Governance and Civil Society programme 

on .................... with distinction*. 

 

 
 

Osnabrück, ......................................... 

 

............................................................................... 
Name* 

The Dean of Studies 

............................................................................... 
Name* 

Chairman of the Examining Board 
 

 

Seal of the Faculty 

                                                           

* Zutreffendes einsetzen. 
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Anlage 3a 

 

Fachbereich Sozialwissenschaften 

ZEUGNIS ÜBER DIE MASTERPRÜFUNG 

 

Frau/Herr* ................................................................................... 

geboren am .................... in..................................................... 

 

hat die Masterprüfung im Studiengang Demokratisches Regieren und Zivilgesellschaft 

mit Auszeichnung / mit der Gesamtnote* ............................... / ECTS-Grade.......................... 
bestanden.** 

Durchschnittsnote der Studien begleitenden Prüfungen.............................. / ECTS-Grade........................... 

 

Masterarbeit zum Thema 

................................................................................................................................... 

 

   Noten  ECTS-Grades 

Erstprüfer/in*: ..................................................... ...........................  ........................  

Zweitprüfer/in*: ..................................................... ...........................  ........................  

 

 Osnabrück, den......................... 

 

Siegel des Fachbereichs ................................................................................. 

 Name* 
 Die / Der Vorsitzende des Prüfungsausschusses 
 

                                                           

* Zutreffendes einsetzen. 
** Notenstufen: hervorragend, sehr gut, gut, befriedigend, ausreichend. 
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Anlage 3b 

 

Fachbereich Sozialwissenschaften 

Anlage zum Zeugnis über die Masterprüfung 

 

Masterarbeit Note ECTS-Grade Prüfende 

 

 

 

Studien begleitende Prüfungen Noten ECTS-Grades Prüfende 

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

...................................................................... ................  .....................  .......................................................  

Durchschnittsnote aller bewerteten Prüfungsleistungen:   ECTS-Grade:  
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Anlage 3c 

 

Department of Social Sciences 

DIPLOMA OF MASTER EXAMINATION 

 

 

Mrs/Mr*....................................................................................... 

born ............................... at ..................................................... 

 

has passed the Master Examination in the Democratic Governance and Civil Society programme 

with distinction / with the grade*  ............................... / ECTS Grade...........................** 

Grade of the Collateral Examinations .............................. / ECTS Grade........................... 

 

Subject of the Master’s Thesis 

................................................................................................................................... 

 

   Grades  ECTS Grades 

1. Examiner*: ..................................................... ...........................  ........................  

2. Examiner*: ..................................................... ...........................  ........................  

 

 Osnabrück,......................... 

 

Seal of the Faculty ................................................................................. 

 Name* 
 Chairman of the Examining Board 
 

                                                           

* Fill in as appropriate. 
** Grading scale: excellent, very good, good, satisfactory, sufficient. 
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Anlage 3d 

 

– englische Übersetzung von Anlage 3b – 
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Anlage 3e 
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Anlage 3f 
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